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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Sommersession 2022 nahm der Ständerat das Postulat der APK-SR zu Klarheit
und Orientierung in der Neutralitätspolitik einstimmig an. Kommissionssprecher Würth
(mitte, SG) legte dem Rat die Gründe für das Postulat dar. Die APK-SR verlange vom
Bundesrat, national wie auch international besser zu kommunizieren, worin die
Schweizer Neutralität bestehe. Zudem sei ein Abgleich der aktuellen Situation mit dem
Neutralitätsbericht von 1993 angebracht, denn dieser sei in der Annahme entstanden,
dass die Teilung Europas überwunden sei. Eine allfällige Aktualisierung des Berichts
müsse des Weiteren klarer zwischen dem völkerrechtlich verbindlichen
Neutralitätsrecht und der Neutralitätspolitik unterscheiden und diese Begriffe
definieren. Ein neuer Neutralitätsbericht sei auch nötig, weil dieser den Rahmen für die
gegenwärtige Neutralitätspolitik schaffen solle und aufzeigen könne, wie diese im
innerstaatlichen Recht konzipiert sei. Schliesslich würden sich unabhängig vom
Ukraine-Krieg neue sicherheitspolitische Herausforderungen stellen, die aus
neutralitätspolitischer Sicht betrachtet werden müssen – beispielsweise Konflikte im
digitalen Raum oder mit nichtstaatlichen Akteuren. Die Kommission erwarte auch, dass
der von Ignazio Cassis angekündigte Neutralitätsbericht durch den Gesamtbundesrat
verabschiedet werde, da mehrere Departemente tangiert seien, schloss Würth seine
Ausführungen. Aussenminister Cassis beantragte das Postulat zur Annahme, da er
selber bereits im März 2022 die Erarbeitung eines neuen Neutralitätsberichts in Auftrag
gegeben habe. Dieser werde die Entscheide des Bundesrats hinsichtlich des Ukraine-
Kriegs einordnen und Optionen aufzeigen, wie sich die Neutralitätspolitik
weiterentwickeln liesse. Es sei selbstverständlich, dass der Gesamtbundesrat
gemeinsam über eine solche Frage entscheide, bekräftigte Cassis die Forderung der
Kommission. Das VBS werde im Rahmen eines Zusatzberichts zum
Sicherheitspolitischen Bericht 2021 ebenfalls eine Auswertung des Kriegs in der Ukraine
und von dessen Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Europa vornehmen und diesen
bis Ende 2022 vorlegen. 1

POSTULAT
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN

Einige Tage nachdem die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates eine
Motion für ein Verbot der Hamas eingereicht hatte, forderte dies auch die SiK-SR mit
einer identischen Motion.
Der Ständerat behandelte den Vorstoss in der Wintersession 2023.
Kommissionssprecher Werner Salzmann (svp, BE) sowie Daniel Jositsch (sp, ZH), Mathias
Zopfi (gp, GL) und Benedikt Würth (mitte, SG) verurteilten die Taten der Hamas einhellig
und sprachen sich dafür aus, die Organisation zu verbieten. Carlo Sommaruga (sp, GE)
prangerte die von der Hamas begangenen «actes barbares» ebenfalls an, wies in seinem
Votum aber auch auf einige Punkte hin, die es seiner Ansicht nach bei einem Verbot zu
beachten gebe. Er erinnerte an die Vermittlerrolle der Schweiz in zahlreichen
Konflikten und befürchtete, dass die Schweiz diese Rolle im Nahost-Konflikt im Falle
eines Hamas-Verbots nicht mehr wahrnehmen könne. Zudem bewirke ein Verbot in der
Schweiz nicht viel, da die Finanzierung der Hamas vom Iran und Katar aus geschehe und
nicht via die Schweiz. Der Genfer Ständerat thematisierte auch das Leiden der
palästinensischen Zivilbevölkerung und schloss sein Votum mit der Hoffnung, dass sich
der Bundesrat weiterhin für eine Zweistaatenlösung einsetzen werde.
Anschliessend wurde die Motion stillschweigend angenommen. Da der Nationalrat die
gleichlautende Motion der SiK-NR einige Tage später ebenfalls annahm, ist diese Motion
nun überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Im März 2022 forderten Ständerat Sommaruga (sp, GE) und die Fraktion der SP (Mo.
22.3214) im Nationalrat in fast identischen Motionen die Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern. Die Taskforce
solle die Guthaben von reichen russischen und belorussischen Staatsangehörigen, die
auf der Liste der im Kontext des Ukrainekriegs sanktionierten Personen stehen, finden,
sperren und gegebenenfalls konfiszieren. Sommaruga und die SP-Fraktion nannten eine
ähnliche Taskforce aus den Vereinigten Staaten als Vorbild und kritisierten das SECO
dafür, dass es seit Kriegsbeginn nur eine Deklarationspflicht für solche Gelder
eingeführt habe. Der Bundesrat gestand in seiner Stellungnahme, dass die Umsetzung
der Sanktionen die verschiedenen Departemente vor neue Herausforderungen stelle.
Die Prozesse zwischen Bundesbehörden und privaten Unternehmen funktionierten
jedoch gut und seien effizient, zumindest deuteten die zahlreichen Meldungen und die
hohe Summe an eingefrorenen Vermögenswerten darauf hin. Die Schaffung einer
Taskforce erachtete der Bundesrat zu jenem Zeitpunkt daher als nicht notwendig. Die
Schweiz habe zudem auf Einladung der Europäischen Kommission schon an mehreren
Treffen der EU-Taskforce «Freeze and Seize» teilgenommen und werde sich weiterhin
darum bemühen, die Wirksamkeit der Sanktionsdurchsetzung in Europa zu stärken. Aus
diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung beider Motionen.

In der Sommersession 2022 diskutierte der Ständerat über die Motion Sommaruga und
beschloss auf einen Ordnungsantrag von Benedikt Würth (fdp, SG), den Vorstoss zur
Vorprüfung der zuständigen Kommission zuzuweisen. Würth erklärte, dass es
unabhängig vom Ukraine-Krieg einige Entwicklungen im Bereich der «Financial Action
Task Force» gebe, beispielsweise zur Identifizierung der wirtschaftlich berechtigten
Personen bei juristischen Personen. Er verlangte daher, dass der Ständerat einen
Bericht des EFD zur Feststellung der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen
Personen an den Bundesrat im dritten Quartal 2022 abwarten solle, um dessen
Erkenntnisse in die Beurteilung einfliessen zu lassen. Motionär Sommaruga begrüsste
den Ordnungsantrag, da das heikle Thema noch einige vertiefte Abklärungen nötig
mache. Sommaruga forderte, dass sich die Rechtskommission mit der Motion befassen
solle, da sie sich sowieso im Rahmen von Anhörungen mit der Thematik beschäftige.
Tatsächlich wurde das Geschäft in der Folge der RK-SR zugewiesen. 

Ebenfalls in der Sommersession 2022 befasst sich der Nationalrat im Rahmen einer
ausserordentlichen Session mit der Motion der SP-Fraktion. Baptiste Hurni (sp, NE)
kritisierte den Bundesrat scharf dafür, dass die Schweiz bislang nur CHF 6 Mrd. von
insgesamt über CHF 200 Mrd. blockiert habe, die gemäss Schätzungen der
Schweizerischer Bankiervereinigung in der Schweiz liegen würden. Er störte sich auch
daran, dass der Bundesrat zwar von der multilateralen Taskforce «Russian Elites,
Proxies, and Oligarchs» der G7-Staaten Kenntnis genommen habe, aber noch keine
Entscheidung betreffend eine Teilnahme gefällt habe. Auch seine Parteikollegin Mattea
Meyer (sp, ZH) plädierte dafür, mehr Gelder zu blockieren und den Krieg in der Ukraine
«nicht mehr aus der Schweiz heraus» mitzufinanzieren. Die Meldepflicht des SECO sei
hierfür nicht ausreichend, denn es sei zu einfach, die jetzigen Kontrollen zu umgehen.
Die Grünliberalen kritisierten in der Person von Jürg Grossen (glp, BE) die mangelhafte
Umsetzung der beschlossenen Sanktionen. Man anerkenne zwar, dass die Sperrung der
Vermögenswerte nicht einfach sei – beispielsweise weil die Betroffenen mehrere
Staatsbürgerschaften hätten –, aber man erwarte die Schaffung eines sauberen
rechtstaatlichen Verfahrens, wie dies auch beim Potentatengeldergesetz geschehen sei.
Grossen meinte, dass eine Taskforce diesbezüglich eine wichtige Aufnahme
übernehmen könne. Auch die Fraktion der Grünen unterstützte das Motionsanliegen.
Die Mitte sei zwar dafür, dass Bewegung in die Sanktionsumsetzung komme, lehne das
Motionsanliegen jedoch ab, erklärte Philipp Bregy (mitte, VS). Die Beschlagnahmung von
Vermögen sei rechtsstaatlich nicht vertretbar, nur eine Sperrung wäre vorstellbar. Da
sich die Motion inhatlich nicht splitten lasse, lehne die Mitte diese deswegen ab. Bregy
kündigte aber an, dass man das Thema einer Taskforce in der APK-NR wieder
aufnehmen werde, falls der Bundesrat den Prozess nicht selber vorantreibe. Beat Walti
(fdp, ZH) erklärte hingegen, dass die FDP mit der Arbeit der bestehenden
Koordinationsgruppe Sanktionspolitik zufrieden sei und auch die «Bestrebungen
bezüglich der Mitwirkung in der international ausgerufenen Taskforce» für
erfolgversprechend befände. Gregor Rutz (svp, ZH) lehnte die Motion schliesslich im
Namen der SVP-Fraktion gänzlich ab und warf den Unterstützerinnen und Unterstützern
vor, sich gegen grundlegende Prinzipien des Rechtsstaats zu wenden. Bundesrat
Parmelin erläuterte, dass die Umsetzung der Sanktionen durch die betroffenen
Bundesstellen mittlerweile effizient verlaufe und auch Vermögenswerte eingefroren

MOTION
DATUM: 14.06.2022
AMANDO AMMANN
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würden. Eine neue Taskforce erbringe keinen Mehrwert, da die Behörden im Rahmen
der geltenden Rechtsgrundlagen bereits nach Vermögen suchten und diese blockieren
könnten. Eine Einziehung von Vermögenswerten wäre hingegen rechtlich nicht möglich
und würde eine Gesetzesrevision nötig machen, erläuterte der Bundesrat. Die grosse
Kammer lehnte den Vorstoss der SP-Fraktion mit 103 zu 78 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gegen den Willen der SP, der Grünliberalen und der Grünen ab. 3

1) AB SR, 2022, S. 573 f.
2) AB SR, 2023, S. 1151 ff.
3) AB NR, 2022, S. 1041ff.; AB NR, 2022, S. 1048; AB SR, 2022, S. 530; Mo. 22.3214; Mo. 22.3236
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